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1. Eine Einführung

Wie Paragraphen und Verordnungen 
der Wirtschaft die Luft abdrehen
Messung von Bürokratie-Kosten als wichtiges Reforminstrument 
zur Modernisierung Deutschlands/Niederlande als Vorbild

Es war am 7. September eine ihrer letzten Reden vor der Bundestagswahl als Oppo-

sitionsführerin. Eine Rede von Angela Merkel, in der sie die Politik der alten Bundes-

regierung – wie sollte es in der heißen Phase des Wahlkampfs auch anders sein – „als

grandios gescheitert“ bezeichnete. Was die heutige Kanzlerin von ihrem Stab für diese

Rede aber recherchieren ließ, war viel mehr als Wahlkampf-Getöse und lässt aufhorchen:

Denn sie machte deutlich, dass der Staat sich selbst zu Tode verwaltet. „Gibt es weniger

Bürokratie in Deutschland?“, fragte Merkel in der 186. Sitzung Bundestag. Da ist die 

Bilanz der rot-grünen Koalition ganz eindeutig: 700 neue Gesetze und mehr als 

1000 neue Verordnungen habe die alte Regierung Bürgern und Unternehmern beschert.

Der frühere Wirtschaftsminister Clement habe gerade einmal 44 unnötige Regelwerke

abgeschafft, sagte Merkel. Der Staatsrechtler Professor Ulrich Karpen von der Uni 

Hamburg hat genau nachgerechnet: Im Jahr 2003 gab es 2.197 Gesetze mit 46.779 

Einzelvorschriften, ferner 3.131 Rechtsverordnungen mit 39.197 Einzelvorschriften. 

Die Verwaltungskosten, die der Staat kleineren und mittleren Unternehmen auf-

zwingt, haben sich 2004 laut Institut für Mittelstandsforschung (IFM) auf die erschre-

ckende Summe von bis zu 4.300 Euro hoch geschraubt – jährlich und pro Mitarbeiter.

Mit anderen Worten: Der Staat mutet beispielsweise seinen Kleinunternehmen nur für 

aufgezwungene Verwaltungstätigkeiten eineinhalb durchschnittliche Brutto-Monatsein-

kommen (West) pro Mitarbeiter und Jahr zu. Nicht auszudenken, wie der Konsum 

angekurbelt und wie viele zusätzliche Arbeitsplätze geschaffen würden, könnten Mittel-

ständler diese Kosten verringern.  Kleinere und mittlere Unternehmen gäben vier bis

sechs Prozent ihres Umsatzes für Bürokratiekosten aus, sagte Merkel in ihrer Septem-

ber-Rede. 

Längst haben international renommierte Verbände und Organisationen im Ausland

die Zeitbombe Bürokratiekosten in Deutschland ausgemacht und warnen unisono. Sogar
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OECD und Weltbank bezeichnen die Bürokratiebelastung der Wirtschaft in Deutschland

im Vergleich mit anderen Industrienationen als überdurchschnittlich hoch. Die heutige

Bundeskanzlerin jedenfalls fragte sich schon als Oppositionsführerin: „Wie halbieren

wir die Bürokratiekosten, um so den Mittelstand mit mehr Eigenkapital auszustatten?“ 

Dass Deutschland innerhalb der EU unangefochtener Bürokratie-Spitzenreiter ist, 

berechnete auch Professor Friedrich Schneider von der Universität Linz für das Wirt-

schaftsmagazin Capital (Ausgabe 12/2005.) Mittels eines Regulierungsindex ermittelte

er die Hürden am Arbeitsmarkt und in der Sozialgesetzgebung. Wenn die Regulierungen

dort stark entrümpelt würden, könnten zwischen 700.000 und einer Million neuer Jobs

entstehen, so Schneiders Fazit. Streng genommen gebe es zwei Drittel dieser Jobs bereits

– in der Schattenwirtschaft. Diese Schwarzarbeiter würden im Fall von Bürokratie-Abbau

in legale Beschäftigung überwechseln, so Schneider, der als international renommierter

Experte für Schattenwirtschaft gilt.

Problem erkannt, Problem schnell gebannt? Schön wäre es. Denn viel zu komplex ist

das Rechtsgestrüpp, als dass man es einfach mit der Machete lichten könnte. Die vielen

nützlichen, notwendigen Pflanzen im Paragraphendschungel, die den Staat zusammen

halten, würden durch eine Radikallösung zusammen mit dem Unkraut vernichtet. 

Der Schlüssel zu nachhaltigem Bürokratieabbau: Kostentransparenz

Was also tun? Die Lösung ist nicht einfach, vielmehr ziemlich komplex – es lohnt aber,

sich damit auseinander zu setzen: Wer wissen will, wo viel Geld für unnötige Bürokratie

aus dem Fenster geschmissen wird, muss messen. „Bürokratiekosten-Messverfahren“

lautet das sperrige Wort, das zu einem Schlüsselbegriff für modernes, effektives Staats-

handeln werden muss, damit die Bundesrepublik nicht weiter absteigt.

Prof. Dr. Christoph Müller von der Uni Hohenheim hat deswegen in einem Gutachten

fast 40 verschiedene internationale Mess- und Bewertungsverfahren unter die Lupe 

genommen. Sein mit überzeugenden Argumenten vorgetragenes Urteil: Wir sollten uns

die Niederlande als Vorbild nehmen, die mit dem „Standard Cost Model“ imposante Er-

folge erzielt haben. Unlängst konnte der niederländische Finanzminister Gerrit Zalm

stolz verkünden, dass man bis 2007 die Kosten der Wirtschaft für staatlich bedingte 

Bürokratie um 25 Prozent gesenkt haben werde. Das sind 4,1 Milliarden Euro jährlich 

– in der vergleichsweise kleinen Volkswirtschaft der Niederlande. Und das ohne eine

spürbare Verringerung der Regulierungsqualität (also der wichtigen und notwendigsten 

Stärke des Staates). 
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Messverfahren zeigt teure Informationspflichten auf

Kanzlerin Merkel hat in ihrer Regierungserklärung Ende November deutlich gemacht,

mit einem „Small-Companies-Act mit weniger Kontroll- und Überprüfungspflichten und

einfacheren Formularen“ kleineren Unternehmen bürokratische Lasten von den Schul-

tern zu nehmen.  Mit anderen Worten: Das Standard-Cost-Verfahren wird eingeführt. 

Damit werden nicht die finanziellen Kosten wie Steuern, Abgaben und Gebühren 

erfasst. Auch nicht sogenannte inhaltliche Regulierungskosten wie getrennte Toiletten

für beide Geschlechter am Arbeitsplatz, Filtersysteme für die chemische Industrie oder

der Katalysator im Dienstwagen, Sicherheitsschuhe in der Industrie oder die Kosten für 

Helme auf Baustellen.

Vielmehr macht das Messverfahren Kosten deutlich, die durch Informationspflichten

entstehen (siehe auch Kapitel 4 mit einem einfachen Beispiel): Regelmäßige Meldungen

an Finanzämter, Sozialversicherungsträger, Informationspflichten an regionale Ämter

wie Umwelt- oder Naturschutzbehörden.  

Wenngleich es auch viele nützliche Informationen gibt, die Unternehmen an den Staat

per Gesetz liefern müssen – es gibt auch Viele, die überflüssig sind. Die „teuren“ Para-

graphen mit geringer Wirkung will Angela Merkel streichen lassen. Dies werde, ließ sie

in ihrer Regierungserklärung wissen, „eine ganz besonders wichtige Aufgabe sein, deren

Lösung wir vom Kanzleramt aus steuern werden“.  

Auch eine Untersuchung des niederländischen Centraal Planbureaus (CPB) macht den

Deutschen Mut, mit dem Stahlbesen Erlasse, Verordnungen und Gesetze zu durchkäm-

men. Die Holländer prognostizieren für Deutschland, dem als größter Volkswirtschaft in

der EU besondere Beachtung geschenkt wird, bei einem Abbau der Verwaltungskosten

um 25 Prozent langfristig ein zusätzliches Wachstum von 1,75 Prozent. Eingerechnet 

in die langfristigen Zuwächse haben die niederländischen Experten die Auswirkungen

höherer Aufwendungen für Forschung und Entwicklung, die nach der Senkung der 

Verwaltungskosten möglich wären. Würde Deutschland sich ans Senken der Bürokratie-

kosten um ein Viertel im nationalen Alleingang machen, läge das zusätzliche Wachs-

tumspotenzial mit 1,61 Prozent etwas niedriger. Überträgt man das Beispiel Holland auf

Deutschland, so könnte man hier jährlich 20 Milliarden Euro Bürokratie-Kosten allein

durch die Verminderung oder Umgestaltung nationaler Informationspflichten sparen. 

20 Milliarden Euro, die der Wirtschaft direkt zugute kämen – ohne zusätzliche Steuer-

erhöhungen.
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2. Die Vorbilder

Von anderen Ländern lernen

Wie unsere Nachbarn schon seit vielen Jahren den
Bürokratisierungswahn eindämmen

Das gibt es nur in Deutschland: Gemäß Anhang 55 der Abwasserverordnung ist ein Ko-

blenzer Wäschereibetrieb gezwungen, eine Wasseraufbereitungsanlage für 700.000 Eu-

ro zu bauen. Und das, obwohl die örtliche Kläranlage und deren Technik durchaus dazu

in der Lage gewesen wäre, die Abwässer der Wäscherei zu klären.  Zusätzlich zwingt die

Verordnung den Geschäftsführer der Reinigung, wöchentlich das Abwasser der Aufbe-

reitungsanlage chemisch analysieren zu lassen – damit die zuständige Behörde überwa-

chen kann. Ein kleines Unternehmen muss also 700.000 Euro für eine Leistung bezah-

len, die niemandem nutzt.  Der Amtsschimmel wiehert, den Schaden trägt ein

Kleinunternehmer, der diese unnützen Kosten letzten Endes in seine Preise kalkuliert.

Und der Verbraucher zahlt’s. 

Während andere Länder begannen, Anfang der 90-iger Jahre die Überbürokratisie-

rung einzudämmen, hatte Deutschland mit den Folgen der deutschen Einheit zu kämp-

fen. Statt die Chance zu nutzen, Gesamtdeutschland mit einer modernen Verwaltung

auszustatten, wurden die alten Gesetze und Verordnungen schlicht übernommen. Ande-

re Länder sind da weiter. 

Niederlande: Kosten messen mit öffentlichem Druck

Am modernsten ist es, die administrativen Belastungen der Wirtschaft in Heller und

Pfennig zu messen. Wenn ein Ministerium vor Augen geführt bekommt, welche Kosten

ein Gesetz oder eine Verwaltungsvorschrift verursacht, entsteht ein öffentlicher Druck,

diese Kosten zu vermeiden. Oder zumindest zu verringern. Diese Messungen nennen die

Holländer schlicht Standardkostenverfahren. Erlässt ein Ministerium eine Vorschrift,

muss es eine andere dafür streichen.  Um ordentlich öffentlichen Druck aufzubauen, gibt

es zwei verschiedene Organisationen, die mit hohen Kompetenzen ausgestattet sind, er-

läutert Peter Sevat. Er arbeitet bei Actal (= Adviescollege toetsing adminsitrative Lasten)
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was soviel wie „Holländischer Rat zur Vermeidung administrativer Lasten“ heißt. Actal

arbeitet als „Wachhund“, wie das Sevat ausdrückt. Die externe Organisation wacht 

darüber, ob alle Ministerien auch ihre Verwaltungskosten nach dem Standard-Verfahren 

ordentlich berechnen. Außerdem verfügt ACTAL über ein Tool, das die Holländer „Qick

Scan“ nennen. Damit können die Kosten von Gesetzesvorhaben, die bei Unternehmen

entstehen, bereits vor Inkrafttreten ziemlich genau ermittelt werden. Dann kann das Mi-

nisterium selbst eine Nutzen-Kostenabwägung treffen – also beurteilen, ob dieses Gesetz

den Unternehmern im Lande wirklich aufgebürdet werden muss.  

Die zweite holländische Säule ist IPAL – eine Behörde, die beim Finanzministerium

angesiedelt ist. Dieser interne „watch dog“ verabredet jährlich mit allen Abteilungslei-

tern der Ministerien Einsparungsziele. Die können zwischen 18 und 30 Prozent des Ab-

teilungsbudgets liegen, erläutert Sevat. Die Minister sind verpflichtet, die tatsächlichen

Einsparungen am Ende jeden Jahres dem Finanzminister zu melden. Weil veröffentlicht

wird, wer wie viel gespart hat, entsteht ein großer öffentlicher Druck.  

Großbritannien: Die Eiserne Lady machte den Anfang

Die längsten Erfahrungen mit Bürokratieabbau hat Großbritannien. Als Margret That-

cher 1979 das Regierungszepter übernahm, hatte sie schnell den Ruf der Eisernen Lady.

Denn die Wirtschaft lag am Boden; der Staat wurde zurück gedrängt, Vieles wurde pri-

vatisiert. Thatchers Leitsatz: „The business of government is not the government of bu-

siness.“ Thatcher ließ den Paragraphen-Dschungel eisern durchforsten und pragmatisch

verändern. Premierminister John Major zog diese Linie weiter durch. Mit seinem „Dere-

gulation and Contracting Out Act“ konnten seine Minister durch Verordnungen direkt

bestehende Gesetze entbürokratisieren. Freilich durften die Inhalte der Gesetze nicht

verändert werden – dies hätte natürlich der Zustimmung des Parlaments bedurft. Damit

reduzierte Major gezielt die Bürokratie- und Regulationsausgaben von Unternehmen. 

Tony Blair setzte diese Politik mit dem „Regulatory Reform Act“ fort. 

Erfolgreich ist auch die „Regulatory Impact Unit (RIU)“  im Vereinigten Königreich.

Diese Arbeitsgruppe der Regierung überprüft ständig Gesetzesvorhaben, aber auch be-

stehende Bestimmungen, dahingehend, welche Auswirkungen sie auf Unternehmen und

Bürger haben. Ähnlich wie in Holland arbeitet ein unabhängiges Expertengremium na-

mens „Better Regulation Task Force“ als „Watch dog“. Neuerdings empfiehlt diese Task

Force ihrem Premier Minister Tony Blair ebenso das niederländische Standardkostenmo-

dell anzuwenden. Von diesem sowie dem Grundsatz „Ein neues Gesetz rein, dafür ein an-

deres raus“ verspricht sich die Better Regulation Task Force einen Anstieg des Bruttoso-
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zialproduktes um 16 Milliarden Britische Pfund (23 Milliarden Euro). Die Kosten zur Ein-

führung des Standardkostenmodells beziffert die Task Force auf 35 Millionen Pfund 

(51 Millionen Euro). 

Kosten-Nutzen-Analyse in USA lässt teure Gesetzesvorhaben sterben

Auch die USA haben schon länger Erfahrung mit Bürokratiekosten-Verringerung. Der

„Paperwork Reduction Act“ verringerte die Berichtspflichten der Unternehmen spürbar.

Dazu quantifiziert das Budgetbüro des Kongresses seit 1995 die Folgekosten von Geset-

zen. Auf nur fünf bis zehn Seiten analysieren beteiligte Beamte und externe Experten

den Nutzen einer Verordnung im Verhältnis zu den Kosten. Solange dieses Urteil nicht

vorliegt, dürfen Repräsentantenhaus und Senat gar nicht weiter beraten.  Solche „teu-

ren“ Gesetze und Verordnungen sterben teilweise also noch während des Gesetzge-

bungsverfahrens.  
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3. Governance & Koalitionsvereinbarung

Professor Meffert: Plädoyer für einen
schlanken, aber starken Staat

Wie die neue, große Koalition schnell administrative Belastungen 
für die Wirtschaft verringern will

Natürlich kann und darf sich der Staat nicht völlig zurückziehen, fordert BWL-Professor

Heri-bert Meffert – aber er muss sich verschlanken. „Staatliches Handeln“, so kritisiert

Meffert, der auch Vorstandsvorsitzender der Bertelsmann Stiftung ist, sei häufig „un-

nötig, unkoordiniert, langwierig und überzogen bürokratisch“. Nur ein schlanker, aber

starker Staat, der sich auf seine Kernkompetenzen besinne, sei ein wirkungsvoller Staat.

Womit der renommierte Experte bei Weitem nicht fordert, jegliches Staatshandeln ab-

zuschaffen. Denn zielgerichtetes staatli-ches Handeln beeinflusst, so der Professor, „die

Dynamik eines Wirtschaftsraums maßgeb-lich“. Moderne Regulierung gehe von dem

Grundsatz aus, dass ein schlanker aber starker Staat den notwendigen Rahmen setzt und

Spielregeln festlegt. „Ein guter Staat regelt so wenig wie möglich, aber so viel wie nötig“,

sagt Meffert. 

Um die einstige Musternation Deutschland wieder auf Erfolgskurs zu bringen, müssen

viele Reformen in kurzer Zeit angestoßen und voran getrieben werden. Und wer sich 

tiefer mit Bü-rokratie und ihren Kosten beschäftigt, dem wird schnell klar: Bürokratie-

Abbau ist ein Schlüs-sel-Faktor. Kein verantwortungsvoller Politiker darf sich davor 

drücken. Wer den Staat refor-miert, muss ihn von unnötiger Bürokratie befreien. Denn

auch wegen der demographischen Entwicklung in Deutschland werden die Steuer-

einnahmen weiter sinken. Der Staat wird sich schlichtweg die noch heute betriebene 

Bürokratie nicht mehr leisten können. Es gilt also, mit weniger bürokratischen Bürden

die Qualität staatlichen Handelns zu verbessern. Die Quantität staatlicher Regulierung

müsse verringert werden bei gleichzeitig steigender Regulierungsquali-tät, fordert 

Dr. Tobias Ernst von der Bertelsmann Stiftung.

Um diese enormen Einsparungen zu schaffen, muss aber auch eine neue Governance-

Kultur in Deutschland einziehen, fordert Frank Frick, ebenfalls von der Bertelsmann
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Stiftung. Zu schnell werde die Eindämmung der wachstumshemmenden Bürokratie 

alleine auf ein Instrument wie die „Gesetzesfolgenabschätzung“ geschoben. Diese 

Instrumente, so der Leiter des Projektes „Modere Regulierung“, zeitigten aber nur ge-

ringe Wirkung, solange sie nicht auf „einer guten Governance“ aufbauten. Im Klartext:

„Kommunizierter politischer Wille zum Bürokratie-Abbau, handlungsfähige und mit

Durchsetzungsmacht ausgestattete Strukturen, Geld für Per-sonal und eine unabhängige

Prüf- und Kontrollinstanz“ wie in Holland Actal oder im Vereinig-ten Königreich die 

„Better Regulation Task Force“.  Erst mit dieser politischen Struktur könn-ten die Instru-

mente auch wirken, Damit meint Frick eine Struktur, die Ressortegoismen und par-

teipolitische Blockaden überwindet. 

Noch wird Bürokratie-Abbau, so Frick weiter, keineswegs als „Querschnittsthema“

verstan-den. Ressorts in der Regierung blockierten sich gegenseitig. Die Organisation

von Politik in Deutschland alleine in Ressorts sei schlichtweg ungeeignet, Querschnitts-

themen erledigen zu können. „Denn Bürokratieabbau gehört in alle Ressorts, weil Büro-

kratie überall entsteht“, sagt Frick. Also müsse einem Ministerium, beispielsweise dem

Kanzleramt, eine koordinierende Aufgabe übertragen werden. 

Schließlich sei unsere Verwaltung zu sehr auf Rechtssicherheit ausgelegt – und ver-

gesse dabei das Wichtigste, wofür der Staat stehen müsse: Bürgern und Unternehmen zu

dienen. Alle staatlichen Dienstleistungen und Verwaltungsaufgaben müssten so effektiv

und effizient wie möglich erledigt werden. Stets mit dem Ziel vor Augen, wie die Gesell-

schaft am besten unter-stützt werden könne.  

Beauftragter für Bürokratieabbau kündigt erste Schritte für 2006 an

Die neue Bundesregierung sieht es als wichtige Aufgabe an, die Kosten der Wirtschaft

für staatliche Regulierungswut zu verringern. Im am 11. November 2005 unterschriebe-

nen Koali-tionsvertrag (siehe auch „Im Wortlaut“) heißt es dazu:

„Die Bundesgierung wird … das in mehreren europäischen Ländern bewährte 

Standardkosten-Modell zur objektiven Messung der bürokratischen Belastungen von

Unternehmen umgehend einführen.“ Beim Bun-deskanzleramt soll zur Begleitung dieses

Prozesses ein unabhängiges Gremium von Fachleuten eingesetzt werden. Das wird „Nor-

menkontroll-Rat“ genannt und überprüft Gesetzesinitiativen auf ihre Erforderlichkeit

und die mit ihm verbundenen bürokratischen Kosten. Der Rat soll auch das Recht be-

kommen, überflüssige Gesetze zu benennen und dem Kabinett dazu eine Stellungnahme

abzugeben. Der Vorsitzende des Normenkotroll-Rates soll dazu ungehinderten Zugang

zum Bundeskanzler oder zum Chef des Bundeskanzleramtes haben. „Ich gehe davon aus,
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dass Angela Merkel Bürokratie-Abbau für sich persönlich als wichtige Aufgabe nimmt“,

sagte Michael Fuchs, Unions-Beauftragter für Bürokratieabbau in einem Interview mit

dem Deutschlandradio. Er bezeichnete das von der Bertelsmann Stiftung errechnete Ein-

spar-Potenzial von 20 Milliarden Euro als „durchaus realistisch“. Bereits in diesem Jahr

werde die Große Koalition erste Beschlüsse fassen; Bürokratieabbau könne dann 2006

beginnen. Es sei dringend nötig, mittels Bürokratieabbau „eine Stimmung für mehr 

Arbeitsplätze“ zu erzeugen. Denn schließlich sei es ein sehr kostengünstiges Verfahren,

die administrativen Belastungen für Unternehmen und Bürger zu verringern. „Und dann

haben die Menschen auch wieder Spaß am Geld ausgeben“, sagte Fuchs.
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4. Die Methode

Mit H, Q und P zu einer gesünderen
Volkswirtschaft
Wie das Standardkostenmodell zur Messung der Bürokratie-Kosten
funktioniert: Ein einfaches Beispiel 

Mit dem Standardkostenmodell kann der Verwaltungsaufwand gemessen werden, der

Unternehmen durch Informationsverpflichtungen für eine Verordnung oder ein Gesetz

entsteht. Das funktioniert im Wesentlichen mit den beiden Komponenten P und Q. Hier-

bei steht Q für die Häufigkeit, mit der eine Meldung oder Mitteilung von einer gewissen

Anzahl von Unternehmen zu bestimmten Zeiten in jedem Jahr vorgelegt werden muss. P

hingegen steht für die Kosten dieser Mitteilung, das heißt also die für die Tätigkeit be-

anspruchte Zeit, bewertet mit Lohn- und Gehaltskosten. Das Produkt aus P und Q ergibt

dann den spezifischen Kostenposten dieser Meldung. Der Gesamtaufwand einer Verord-

nung oder eines Gesetzes kann somit in Heller und Pfennig errechnet werden. 

Hierzu ein einfaches Beispiel: Die Verordnung X verpflichtet zur quartalsweiser Mel-

dung bestimmter Daten. Diese Informationen müssen 10.000 Unternehmen in Deutsch-

land liefern. Für das Ausfüllen des Meldebogens benötigt ein Mitarbeiter 60 Minuten.

Die Lohnkosten werden mit 60 Euro pro Stunde angesetzt.

Q = 4 x 10.000 = 40.000 Meldungen im Jahr

P=  1 Stunde x 60 Euro/Stunde = 60 Euro (kostet eine Meldung ein einzelnes 

Unternehmen)

P x Q = 60 Euro x 40.000 Meldungen = 2.400.000 Euro pro Jahr. 

Die Verordnung X kostet alle Unternehmen zusammen also 2,4 Millionen Euro. 

Der raffinierte methodische Ansatz, nicht das inhaltlich-politische Ziel einer staatlichen

Verordnung in Frage zu stellen, sondern nur Häufigkeit und Ausgestaltung der Informa-

tionspflichten, findet auch außerhalb Hollands Nachahmer. Das Standard-Kosten-Verfah-
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ren wird mittlerweile in Großbritannien (Leitgedanke dort: „One rule in – one rule out“),

Dänemark, Schweden, Norwegen und Belgien nach intensiver Prüfung eingeführt. 

Das Standardkosten-Meßverfahren ist auf Deutschland nachweislich übertragbar. Bei

einem BIP von 2,177 Milliarden Euro im vergangenen Jahr wären deutsche Unternehmen

damit um knapp 20 Milliarden Euro entlastet worden.  

Ein Vorbild für Deutschland also, das auch bei uns schnell umgesetzt werden muss,

fordert die Bertelsmann Stiftung. Nicht nur, dass es eminent wichtig ist, Wirtschaft und

Bürgern knapp 20 Milliarden Euro zu sparen. Ein solches, modernes Regierungshandeln

würde auch die Akzeptanz Staat und Politik bei den Bürgern wieder erhöhen.
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5. Informationspflichten

Die Geißelstricke: 
17 verschiedene Bürokratie-Kosten

Um zu verstehen, wie Bürokratiekosten greifbar werden, muss man sich zunächst deut-

lich machen, wodurch sie entstehen: zumeist aus Informationsverpflichtungen von

Unternehmen dem Staat gegenüber. Das hat die „Internationale Arbeitsgruppe zur Qua-

lifizierung des Verwaltungsaufwands für Unternehmen durch staatliche Regulierung“ in

einem Handbuch beschrieben. Spätestens nach Lektüre dieser staatlichen Grausamkei-

ten packt jeden, der sich noch nie mit Verwaltungskosten beschäftigt hat, das blanke

Entsetzen. Doch man muss vor einer pauschalen Verurteilung all dieser Vorschriften

warnen: viele von ihnen sind sinnvoll, mitunter unverzichtbar. Einige Regelungen sind

aber schlichtweg überflüssig oder ineffizient, produzieren also Kosten, obwohl staatli-

ches Eingreifen und Regulieren – zumindest in der konkreten Form – gar nicht notwen-

dig ist. Das Handbuch zum Standard-Kostenmodell legt alle Bürokratiekosten-Arten dar.

Interessant: Die Experten haben sage und schreibe 17 verschiedene Kategorien von In-

formationsverpflichtungen identifiziert, mit denen der Staat die Unternehmen belastet:

1) Pflicht zur Berichterstattung/Mitteilung (auch der Archivierung von Informationen) 

2) Antrag auf eine Genehmigung

3) Antrag auf Anerkennung (beispielsweise einer Berufsausbildung)

4) Durchführung von Registrierungen/Messungen 

5) Durchführung regelmäßiger Untersuchungen

6) Erstellung regelmäßiger Berichte

7) Durchführung von Inspektionen (z.B. Maschinen, Gesundheitsrisiko, Umweltrisiken)

8) Antrag auf Freistellung (z.B. einen Mitarbeiter von einer gesetzlichen Pflicht befreien

zu lassen)

9) Ständige Aktualisierung der Katastrophen-Pläne und Programme eines Unternehmens

10) Kooperationen mit Audits (beispielsweise Überwachung des externen Personals)

11) Beschriftung (von Lebensmitteln etwa)

12) Bereitstellung von Informationen an Drittparteien (z.B. eine finanzielle Beilage für In-

vestment-Produkte)
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13) Vorlage von Dokumenten (wie ein IHK-Register oder ein Frachtbrief)

14) Kenntnis der Gesetze und Verordnungen (z.B Beschäftigung eines Haus-Juristen, der

die Geschäftsleitung und die Fachabteilung über neue Gesetze auf dem Laufenden hält)

15) Einsprüche und Berufungsverfahren

16) Abwicklung von Beschwerden (Beschwerde-Kommission einrichten)

17) Ablage im Register (zur übergeordneten Informationssammlung)
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6. Koalitionsvertrag

Im Wortlaut: Bürokratieabbau im
Koalitionsvertrag zwischen CDU / CSU
und SPD vom 11. November 2005

>> 9. Bürokratieabbau

9.1 Entlastung der Bürger und der Wirtschaft von Bürokratiekosten

Die Neuentlastung von Bürgern, Wirtschaft und Behörden von einem Übermaß an Vor-

schriften und der damit einhergehenden Belastung durch bürokratische Pflichten und

Kosten ist ein wichtiges Anliegen der Koalition. Die neue Bundesregierung wird des-

halb als Sofortmaßnahme durch ein Artikelgesetz („small-company-act“) Unternehmen

von besonders wachstumshemmender Überregulierung befreien und insbesondere dem

Mittelstand sowie Existenzgründer mehr Luft zum Atmen verschaffen. Vordringlich

sind dabei der Abbau von Statistik-, Nachweis-, Dokumentations- und Buchführungs-

pflichten, die Vereinfachung und Beschleunigung von Planungs- und Genehmigungs-

verfahren, der Abbau von Doppel- und Mehrfachprüfungen, die Vereinheitlichung von

Schwellenwerten zum Beispiel im Bilanz- und Steuerrecht, die Begrenzung der Ver-

pflichtung von Betrieben zur Bestellung von Beauftragten, die Vereinfachung der be-

triebsärztlichen und sicherheitstechnischen Betreuung von Kleinbetrieben sowie die

Entbürokratisierung der bestehenden Förderprogramme.

Die Erfahrungen der Vergangenheit haben gezeigt, dass eine auf Einzelmaßnahmen

beschränkte Rechtsbereinigung nicht ausreicht, um die Bürokratie und die dadurch ent-

stehenden finanziellen Lasten insbesondere der kleinen und mittleren Unternehmen zu

beseitigen. Als wesentliches Hindernis hat sich dabei erwiesen, dass bis heute in

Deutschland keine Methode existiert, bestehende Bürokratiekosten zuverlässig zu erfas-

sen und für neue Gesetze sicher vorherzusagen. Erfahrungen in anderen Ländern, ins-

besondere den Niederlanden, haben aber gezeigt, dass die Berechnung möglich ist. Erst

auf der Grundlage dieser Informationen wird Bürokratiekostenabbau nachprüfbar. Die

Bundesgierung wird die Empfehlungen der Europäischen Union und der OECD umset-

zen und das in mehreren europäischen Ländern bewährte Standardkosten-Modell zur

objektiven Messung der bürokratischen Belastungen von Unternehmen umgehend ein-
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führen. Die Bundesregierung wird sodann eine solche Messung der bestehenden büro-

kratischen Lasten veranlassen, die durch Bundesgesetze hervorgerufen worden sind.

Auf dieser Grundlage wird die Bundesregierung anschließend ein konkretes Ziel der

Rückführung der Bürokratiekosten bis zum Ende der Legislaturperiode festlegen.

Beim Bundeskanzleramt wird zur Begleitung dieses Prozesses ein unabhängiges Gre-

mium von Fachleuten (Normenkontroll-Rat) eingesetzt, das unter anderem Gesetzesini-

tiativen der Bundesregierung und der Koalitionsfraktionen auf ihre Erforderlichkeit

und die damit verbundenen bürokratischen Kosten hin überprüft. Der Rat hat darüber

hinaus das Recht, Gesetze, die nach seiner Auffassung überflüssig sind oder gegen

sonstige Prinzipien guter Gesetzgebung verstoßen, zu benennen und eine begründete

Stellungnahme dazu gegenüber dem Kabinett abzugeben. Der Vorsitzende des Rates

kann die Auffassungen seines Gremiums dem Bundeskanzler oder – stellvertretend –

dem ChefBK unmittelbar vortragen. Die Bundesregierung wird in Übereinstimmung

mit den Empfehlungen des „Mandelkern-Berichts“ der EU-Kommission die Rechtset-

zung auf europäischer Ebene bereits in der Frühphase ebenso intensiv begleiten wie

die Umsetzung europäischen Rechts in nationales Recht. Im Vorblatt zu jedem Gesetz-

entwurf, mit dem europäisches Recht umgesetzt werden soll, sind künftig das Verhält-

nis der einzelnen Regelungen zu Rechtsvorschriften der EU sowie der Umsetzungs-

stand in den anderen EU-Mitgliedsstaaten ausführlich darzustellen.

9.2 Planungsbeschleunigung und Entbürokratisierung

Planung und Bau von Infrastruktur wollen wir erleichtern und beschleunigen. Mit ei-

nem Planungsbeschleunigungsgesetz werden wir die Voraussetzung für eine bundes-

weit einheitliche Straffung, Vereinfachung und Verkürzung der Planungsprozesse

schaffen. Die guten Erfahrungen mit der Planungsbeschleunigung in den neuen Län-

dern werden wir für ganz Deutschland nutzen. Diese Erfahrungen zeigen, dass Pla-

nungsvereinfachung nicht zu Lasten von Umweltschutz und Bürgerbeteiligung geht.

Wir wollen Anregungen der Länder einbeziehen.

Die Planfeststellungsbeschlüsse werden 10 Jahre mit einer einmaligen Verlänge-

rungsmöglichkeit um fünf Jahre gelten. Wir wollen die Ein-Instanzlichkeit beim

Bundesverwaltungsgericht für Bundesvorrangprojekte auf Grundlage des vorliegenden

Gesetzentwurfs der Bundesregierung. Das neue Planungsrecht soll Anfang 2006 in

Kraft treten. Um keine Regelungslücke im Hinblick auf das bestehende Verkehrswege-

planungsbeschleunigungsrecht entstehen zu lassen, soll das gegenwärtige Gesetz pa-

rallel bis zum Inkrafttreten des Nachfolgegesetzes verlängert werden.
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7. Zitate

>> Koalitionsvertrag: Bundesregierung wird Bürokratie-Messung umgehend

einführen

CDU/CSU Fraktion und SPD-Fraktion im Deutschen Bundestag: Koalitionsvertrag vom

11. November 2005, Absatz 9.1:

„Die Bundesgierung wird die Empfehlungen der Europäischen Union und der OECD

umsetzen und das in mehreren europäischen Ländern bewährte Standardkosten-

Modell zur objektiven Messung der bürokratischen Belastungen von Unternehmen 

umgehend einführen. Die Bundesregierung wird sodann eine solche Messung der be-

stehenden bürokratischen Lasten veranlassen, die durch Bundesgesetze hervorgerufen

worden sind. Die Bundesregierung wird sodann eine solche Messung der bestehenden

bürokratischen Lasten veranlassen, die durch Bundesgesetze hervorgerufen worden

sind. Auf dieser Grundlage wird die Bundesregierung anschließend ein konkretes Ziel

der Rückführung der Bürokratiekosten bis zum Ende der Legislaturperiode festlegen.“

>> Clement: Alle EU-Mitglieder müssen Bürokratie-Kosten messen

Clement, Wolfgang, MdB, früherer Bundeswirtschaftsminister, noch in diesem Amt, 

in einem Brief an seinen niederländischen Kollegen Laurens Jan Brinkhort, weil sich

der Den Haager Finanzminister Gerrit Zalm dafür einsetzt, das Standart-Kostenver-

fahren auch auf die europäische Bühne zu heben. Quelle: Handelsblatt vom 9.11.2004,

Überschrift: Dschungel der Paragrafen: Niederländer drängen die EU zum Handeln,

Niedrigere Verwaltungskosten mobilisieren Wachstum:

„Eine europäische Flankierung der Maßnahmen der Mitgliedstaaten ist unerlässlich.“  

>> Unions-Bürokratieabbau-Beauftragter Fuchs: 

Für Frau Merkel wichtige Aufgabe

Fuchs Michael, MdB, CDU,  Beauftragter der CDU/CSU-Bundestagsfraktion für Büro-

kratieabbau, in einem Interview des Deutschlandradio am 19.11.2005, 6:51 Uhr:

„Der Beauftragte für Bürokratieabbau wird eben nicht in irgendeinem Ministerium 

sitzen, sondern er wird so eine Schnittstellenfunktion in dem Bundeskanzleramt 

bekommen. Dadurch gehe ich davon aus, dass Angela Merkel das auch für sich 

persönlich als wichtige Aufgabe nimmt. Und sie wird schon mit dem Drive, den sie

hat, die Dinge nach vorn bringen.“
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>> Unions-Bürokratieabbau-Beauftragter Fuchs: Für Frau Merkel wichtige

Aufgabe

Fuchs Michael, MdB, CDU,  Beauftragter der CDU/CSU-Bundestagsfraktion für Büro-

kratieabbau, in einem Interview des Deutschlandradio am 19.11.2005, 6:51 Uhr:

„Der Beauftragte für Bürokratieabbau wird eben nicht in irgendeinem Ministerium 

sitzen, sondern er wird so eine Schnittstellenfunktion in dem Bundeskanzleramt 

bekommen. Dadurch gehe ich davon aus, dass Angela Merkel das auch für sich 

persönlich als wichtige Aufgabe nimmt. Und sie wird schon mit dem Drive, den sie

hat, die Dinge nach vorn bringen.“

>> Bundespräsident Köhler zitiert Montesquieu: Unnötige Gesetze bleiben lassen

Köhler, Horst, Bundespräsident, laut stern.de vom 15. März 2005, „Köhler provoziert

mit Merkel-Rede“:

Eine regelrechte Ohrfeige versetzte Köhler der Regierung bei seiner Forderung nach 

einem Abbau der Bürokratie. Der Bundespräsident zitierte den französischen Staats-

theoretiker Montesquieu: „Wenn es nicht notwendig ist, ein Gesetz zu erlassen, dann

ist es notwendig, kein Gesetz zu erlassen“, zitierte er. (Montesquieu, Charles de 

Secondat, (1689-1755), französischer Schriftsteller und Staatsphilosoph.)

>> Heribert Meffert, Chef Bertelsmann-Stiftung: Starker Staat, reduziert auf

Kern-Kompetenz, verringert Bürokratie

Meffert, Heribert, Prof. Dr., Professor für Betriebswirtschaftlehre und Vorstands-

vorsitzender der Bertelsmann Stiftung in Süddeutsche Zeitung vom 9. Juni 2005, 

Außenansicht – der Weg zum schlanken Staat:

„Eine solche Regulierungsreform ist eine zentrale Voraussetzung für die Schaffung von

Wachstum, Beschäftigung und Innovation. Wir brauchen einen intelligenten Policy Mix,

der die Regulierungsqualität nachhaltig erhöht und die Bürokratiebelastung von Wirt-

schaft und Gesellschaft reduziert. Die in den neunziger Jahren verbreitete Staatskritik

hat zu einer Haltung beigetragen, die das Zurückdrängen des Staates grundsätzlich 

begrüßt. Damit laufen wir aber Gefahr, letztlich einen schwachen Staat zu erzeugen,

der selbst notwendige Aufgaben nicht mehr effizient erledigen kann. Die öffentliche

Hand soll sich auf ihre Kernaufgaben konzentrieren, diese aber in gesteigerter Qua-

lität erfüllen. … In diesem Sinne ist moderne Regulierung der beste Bürokratieabbau –

und der einzige Weg zu einem schlanken Staat, der schlank und stark zugleich ist.“
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>> Regierungserklärung Merkel: Bürokratieabbau als besonders wichtige

Aufgabe 

Merkel, Angela, Bundeskanzlerin, Regierungserklärung vor dem Deutschen Bundestag

am 30.11.05. Quelle: www.bundesregierung.de

„Meiner Meinung nach können wir am meisten beim Bürokratieabbau leisten. Wir 

wissen, dass kleine und mittlere Unternehmen etwa vier bis sechs Prozent ihres Um-

satzes nur für die Deckung von Bürokratiekosten ausgeben. Wir werden uns das genau

anschauen und erst einmal lernen, Bürokratiekosten zu berechnen und zu bemessen.

Wir nehmen uns klare Reduktionsziele vor. Andere Länder, zum Beispiel die Nieder-

lande oder Großbritannien, haben uns das schon vorgemacht. Wir machen einen

Small-Companies-Act, wie das auf Neudeutsch heißt, also ein Gesetz für kleine Unter-

nehmen, das ganz konkret zu weniger Kontroll- und Überprüfungspflichten, einfache-

ren Formularen und nicht dauernd zu neuen Statistiken führt. Dann haben wir für

den Mittelstand in Deutschland wirklich etwas erreicht. Dies wird eine ganz besonders

wichtige Aufgabe sein, deren Lösung wir vom Kanzleramt aus steuern werden. 

Wir haben uns vorgenommen, die EU-Richtlinien im Grundsatz nur noch eins zu eins

umzusetzen. 

Ich halte das für ausgesprochen wichtig. Ich weiß, dass das Gegenstand vieler politi-

scher Debatten und Entscheidungen war. Jeder muss in diesem Land begreifen: Wenn

wir uns zusätzlich zu dem, was wir in Europa vereinbaren – das ist oft schon büro-

kratisch genug; das muss ich leider sagen –, Lasten aufbürden, dann haben wir gegen-

über unseren europäischen Mitbewerbern keine fairen Chancen. Wir wollen aber bei 

aller Freundschaft zu allen anderen Ländern, dass in Deutschland Arbeitsplätze ent-

stehen. Das ist die Aufgabe einer Bundesregierung. Dafür müssen wir sorgen. 

Das heißt also, dass wir eine Politik mit einem Grundverständnis machen werden, das

darauf beruht, dass die Vorschriften, die wir machen, für die Menschen da sind und

nicht die Menschen zur Erfüllung der Vorschriften. So können wir den Starken im 

Lande wieder helfen und dann auch den Schwachen in diesem Lande. Das muss unser

Grundverständnis sein. Daran müssen wir alles prüfen. Das hat gar nichts mit Ideolo-

gie zu tun, sondern mit ganz praktischem menschlichem Sachverstand.“
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>> Merkel: Bürokratie für kleine Unternehmen halbieren 

Merkel, Dr. Angela, damals Oppositionsführerin im Deutschen Bundestag, 

Drucksache des Deutschen Bundestages, Mitschrift der 186. Bundestagssitzung 

vom 7. September 2005:

„Wir werden Bürokratieabbau ganz vorne ansetzen. In der jetzigen Situation des Haus-

halts gibt es nur eine Möglichkeit: Wachstum schaffen vor allen Dingen durch Maß-

nahmen, die nichts kosten. Deshalb ist Bürokratieabbau ein Schlüsselpunkt in unse-

rem Programm … . Das heißt, dass wir uns noch einmal vergegenwärtigen müssen,

dass kleinere und mittlere Unternehmen heute vier bis sechs Prozent ihres Umsatzes

für Bürokratiekosten ausgeben. Da ist es vielleicht einmal einen Gedanken wert, zu

überlegen: Wie halbieren wir die Bürokratiekosten, um so den Mittelstand mit mehr 

Eigenkapital auszustatten und es ihm zu ermöglichen, Kredite aufzunehmen …“

>> Merkel bittet Handwerkerschaft um Kooperation beim Bürokratie-Abbau 

Merkel, Dr., Angela, Bundeskanzlerin, Rede vor Vertretern der deutschen Hand-

werkerschaft zum Regierungskonzept der Großen Koalition am 25.11.2005,

http://www.bundesregierung.de/-,413.924252/rede/Erleichterungen-fuer-kleinere-.htm.:

„Deshalb ist einer von fünf Schwerpunkten bei uns der Mittelstand, nicht nur durch 

materielle Verbesserungen, sondern eben auch durch die Aussage: Wir müssen Ihnen

vor allen Dingen bürokratische Lasten nehmen. Deshalb werden wir als eine der er-

sten Maßnahmen einen – heutzutage benennt man ja alles englisch – „Small Business

Act“ machen. Wir werden also für kleine Betriebe bürokratische Verpflichtungen 

abbauen, Kontrollen, Statistiken und vieles andere mehr. Herr Schleyer und Herr 

Kenzler, ich setze dabei auch auf unsere gemeinsame Kooperation, weil Sie vieles 

besser wissen. Aber Sie müssen mir dann auch versprechen, dass Sie mit denen, die

sich heute an diese Statistiken, Kontrollen und Aufsichten gewöhnt haben und die 

natürlich dann auch um ihre Tätigkeiten fürchten, genauso sprechen wie wir. Denn

ich habe die Erfahrung gemacht: Jeder Bürokratieabbau ist eine verdammt schwierige

Sache, weil natürlich von jeder bürokratischen Regelung auch manch einer profitiert.

Auch das muss man wissen. … Wir haben uns des Weiteren vorgenommen, dass wir

die Richtlinien der Europäischen Union in Zukunft nur noch 1:1 umsetzen werden.“.
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>> Weltbank: Bürokratie in Deutschland behindert Neueinstellungen

WeWeltbank, Studie: Doing Business 2005, laut „Der Spiegel“ Nr. 30 vom 14.11.2005

über die Durchschnittsdauer der Gründung eines Unternehmens von 45 Tagen: 

Damit bewegt sich Deutschland auf dem Niveau von Schwellenländern wie Nigeria

oder Albanien, wie aus der Studie „Doing Business 2005“ der Weltbank hervorgeht –

mit schwerwiegenden Folgen für den Arbeitsmarkt. „Die deutschen Unternehmer 

stellen aufgrund behindernder Regulierung weniger Arbeitskräfte ein“, stellen die 

Weltbanker lapidar fest.

>> MdB Wend: Ersparnisse nach Kostenmessung für Unternehmen und Bürger

Wend, Rainer, MdB, SPD, Vorsitzende des Wirtschaftsausschusses im alten Bundestag,

in einem Interview mit „Forum“, einer Zeitschrift der Bertelsmann Stiftung:

„Die Ersparnisse, die sich mit Hilfe einer Bürokratiekostenmessung erzielen lassen,

fallen in Euro und Cent unmittelbar bei den Bürgern und bei der Wirtschaft an, ohne

dass die öffentlichen Haushalte belastet werden. Denn die Einsparpotenziale bei unter-

nehmerischen Berichtspflichten sind so hoch, dass selbst unter Berücksichtigung der

Projektkosten noch erhebliche Konsum– und Wachstumsimpulse zu erwarten sind. Die

Niederlande beispielsweise gehen bereits für das Jahr 2007 von einer Stimulierung des

Bruttoinlandsproduktes um 1,5 Prozent aus. …

Die Kosten von betrieblichen Berichtspflichten werden transparent und die Verantwort-

lichkeiten können klar zugewiesen werden – jedem Ministerium und jedem Gesetz. 

Insofern sehe ich hier schon einen „Kulturwandel“. Im Übrigen gilt das nicht nur für

die Verwaltung, sondern auch für die Öffentlichkeit: Endlich können wir „gefühlte“

und tatsächliche Bürokratiebelastungen für Bürger und Unternehmen unterscheiden.“

>> Niederländischer Finanzminister Zalm: Schon beim Gesetzentwurf Kosten für

Unternehmer prüfen

Zalm, Gerrit, Finanzminister der Niederlande, in Financial Times Deutschland, 

14. März 2005, Montagsidee – Der Bürokratie-TÜV

„Alle neuen Gesetze und Vorschriften sollen schon beim Entwurf auf ihre Folgekosten

in den Unternehmen überprüft werden.

Bürokratiekosten_2c.qxd  13.12.2005  9:40 Uhr  Seite 21



22

Weniger Bürokratie in Deutschland wagen 12|05

8. Literatur

____ Böhret, C; Konzendorf, G.: Handbuch Gesetzesfolgenabschätzung (GFA) – Gesetze,

Verordnungen, Verwaltungsvorschriften, Baden-Baden: Nomos (2001)

____ Bertelsmann Stiftung/Ministry of Finance EIM the Netherlands: Reducing administrative

burden in the Netherlands (2005)

____ Brinkmann, H.; Frick, F.; Ernst, T., Bertelsmann Stiftung: Moderne Regulierung und

Bürokratieabbau (2005)

____ Brinkmann, H.; Ernst, T., Bertelsmann Stiftung: Moderne Regulierung für Deutsch-

land – Messverfahren als Teil einer umfassenden Regulierungsreform, Empfehlungen der

Bertelsmann Stiftung (2005)

____ Brinkmann, H.; Frick, F.; Ernst, T., Bertelsmann Stiftung: Positionspapier zur An-

wendung international bewährter Bürokratiekostenmessverfahren in Deutschland, Güters-

loh (2005)

____ Bundesministerium des Inneren: Moderner Staat – Moderne Verwaltung, der Mandel-

kern-Bericht – auf dem Weg zu besseren Gesetzen, Abschlussbericht, Berlin (2002)

____ Danish Ministry of Economic and Business Affair: The regulation of the business commu-

nity 2001/2002 , Kopenhagen (2002)

____ Deutschlandradio Kultur: Interview mit Fuchs, M., Unions-Beauftragter für Bürokratie-

abbau: Merkel sieht Abbau von Bürokratie als persönlich wichtige Aufgabe, Text und Au-

dio-Download, www.dradio.de/kultur/sendungen/interview (2005)

____ Empter, S.; Frick, F.; Vehrkamp, R. (Hrsg.): Auf dem Weg zu moderner Regulierung,

Eine kritische Bestandsaufnahme, Gütersloh (2005)

____ Ernst, T., Bertelsmann Stiftung: Das „Standard Cost Model“ – Bericht von einer Informa-

tionsreise in die Niederlande, Berlin (2005)

____ European Commission: Developing an EU common methodology for assessing administra-

tive costs imposed by EU legislation – Report on the pilot phase, Brüssel (2005)

____ Frick, F., Bertelsmann Stiftung: Instrumente? Controlling. Governance!, Berlin (2005)

____ Frick, F., Bertelsmann Stiftung: Materialien zu moderner Regulierung, www.Moderne-

Regulierung.de

____ Charité, D.; Kirkegaard, P.; Svensson, G.; Greve, J.: Das Standard-Kostenmodell –

Konzept zur Definition und Quantifizierung des Verwaltungsaufwandes für Unternehmen

durch staatliche Regulierung (2005)

Bürokratiekosten_2c.qxd  13.12.2005  9:40 Uhr  Seite 22



23

Weniger Bürokratie in Deutschland wagen 12|05

____ Klepper, C.D.: Bürokratieabbau in Deutschland – Versinkt unsere Zukunft im Regel-

sumpf?, in: Stiftung Marktwirtschaft, Frankfurter Institut, Argumente zu Marktwirtschaft

und Politik Nr. 91 (2005)

____ Kretschmer, F.: Gesetzesfolgenabschätzung: Anspruch und Wirklichkeit, in: Briner,

R; Fortier, L.Y.; Berger, K.P.; Bredow, J. (Hrsg.), Law of international Business and

Dispute Settlement in the 21st Century – Recht der Internationalen Wirtschaft und Streiter-

ledigung im 21. Jahrhundert (2001)

____ Ministry of Finance Netherlands: Reducing administrative burdens: now full steam ahe-

ad, Interministerial Project Unit for Administrative Burdens (IPAL), www.compliance-

costs.com (2005)

____ Ministry of Finance/EIM the Netherlands; Bertelsmann Stiftung: Reducing administra-

tive burdens in the Netherlands (2005) 

____ Ministry of Finance Netherlands: The administrative burden declaration, www.adminis-

tratievelasten.nl

____ Müller, C.; Schmid, H.: KMU-Verträglichkeit staatlicher Regulierung, IHK St. Gallen-

Appenzell (2001)

____ Richter, M.; Schorn, M.: Eine Definition des Bürokratiekostenbegriffs für Politik und

Forschung, Schriften zur Wirtschafts- und Politikforschung Nr. 1, IWP Institut für Wirt-

schafts- und Politikforschung Richter & Schorn (2004)

____ Rose-Ackermann, S.: Reforming Public Bureaucracy through Economic Incentives, 

in: Journal of Law, Economics and Organisation (1986)

____ Schorn, M.: Ein Konzept zur Bürokratiekostenfolgeabschätzung – Zusammenfassung 

einer Studie im Auftrag des Bundesministeriums für Wirtschaft und Arbeit, Schriften zur

Wirtschafts- und Politikforschung Nr. 1, IWP Institut für Wirtschafts- und Politikforschung

Richter & Schorn (2004)

Bürokratiekosten_2c.qxd  13.12.2005  9:40 Uhr  Seite 23



Verantwortlich:

Frank Frick

p 05241.81 81- 253

f 05241. 81 81- 982

e frank.frick@bertelsmann.de

Agenda Moderne Regulierung

Carl-Bertelsmann-Str. 256

33311 Gütersloh

Bürokratiekosten_2c.qxd  13.12.2005  9:40 Uhr  Seite 24


